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Einleitung 

Seit im Oktober 2000 der Oppositionsführer  der Union im Deutschen Bundes-
tag, Friedrich  Merz,  den Begriff  der „Leitkultur4' in die politische Debatte um eine 
Neuordnung des Zuwanderungswesens geworfen hat, steht, soweit ersichtlich erst-
mals in der Nachkriegszeit, der Kulturbegriff  im Zentrum einer breiten politischen 
Auseinandersetzung. Die Verwendung des Begriffs  darf  dabei als der Versuch auf-
gefaßt werden, einem Gesichtspunkt erneut Geltung zu verschaffen,  der in der 
Staatslehre herkömmlich unter den Begriff  des Staates als „politischer Einheit" ge-
zogen wird. Nun sind es unterschiedliche Wirkzusammenhänge, die ein Volk zur 
politischen Einheit verbinden und es so zu einem staatsbegründenden Volk, zum 
Staatsvolk machen können. In Deutschland entspricht es, beruhend auf der über 
Jahrhunderte hinweg gemachten Erfahrung  staatlicher Zersplitterung, verfassungs-
geschichtlicher Tradition, diese Funktion den kulturellen Gemeinsamkeiten zuzu-
schreiben. Lange bevor es einen deutschen Nationalstaat gab, definierte sich das 
deutsche Volk als Kulturnation. Die gemeinsame Kultur, gemeinsame Sprache 
also, Religion, Sitte, Kunst, Philosophie und Wissenschaft war es, die die Deut-
schen über die regionalen Besonderheiten hinweg zur Nation integrierten. Insofern 
wird es denjenigen, der in geschichtlichen Kategorien zu denken gewohnt ist, nicht 
überraschen, wenn angesichts der sich heute schon abzeichnenden Notwendigkeit 
künftiger Integrationsprozesse1 als deren Grundlage kulturelle Gegebenheiten in 
den Blick genommen werden. Zugleich aber deutet die Heftigkeit zahlreicher 
ablehnender Reaktionen auf die nach wie vor bestehende, als Folge der national-
sozialistischen Herrschaft  eingetretene Unfähigkeit, sich mit dem zu identifizieren, 
was für Deutschland charakteristisch und eigen ist. Besonders in den Reihen der 
politischen Linken, und damit vor allem auch im intellektuellen publizistischen 
Establishment,  scheint die Vorstellung verbreitet zu sein, daß das „postfaschisti-
sche" Deutschland das Recht auf seine kulturelle Identität gleichsam verwirkt habe 
oder daß zumindest aus der Gegebenheit seiner kulturellen Prägung normative 
Aussagen nicht abgeleitet werden dürften. Mit Eibl-Eibesfeldt  ist in diesem Zu-
sammenhang zutreffend  von „Tugendexzessen" zu sprechen.2 

In der politischen Debatte macht sich diese weithin anzutreffende  Geistesver-
fassung erneut durch die Sinnentleerung des Kulturbegriffs  bemerkbar. In der Re-

1 Integrationsprozesse werden zur Notwendigkeit, nicht nur wegen der sich in Zukunft 
wohl verstärkenden Zuwanderung, sondern auch der negativen Folgen wegen, die das schlei-
chende Auseinanderfallen der Gesellschaft heute schon zeitigt. 

2 Eibl-Eibesfeldt,  Die Biologie des menschlichen Verhaltens, S. 960. Teilweise spricht er 
auch von „Tugendsucht", ders., Der Mensch - das riskierte Wesen, S. 177 ff. 

2 Gullo 
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aktion auf die massiven Angriffe  des politischen Gegners bemühte sich Merz,  den 
Bedeutungsgehalt der Wortschöpfung abzuschwächen. Kennzeichnend für die 
Leitkultur in Deutschland seien vor allem die Grundrechte, die Stellung der Frau 
in der Gesellschaft, generell die hier gültigen „Regeln des Zusammenlebens".3 Er-
neut also wird der Begriff  mit begriffsfremden  Gehalten gefüllt, die sich zutreffen-
der durch die hierfür  eigens entwickelte verfassungsrechtliche  Terminologie aus-
drücken ließen. Statt von „Leitkultur" wäre vor dem Hintergrund dieser Definition 
von der „objektiven Wertordnung des Grundgesetzes" oder, im Anschluß an die 
Debatte der 70er Jahre, von „Grundwerten" zu sprechen.4 Verfassungsrechtlich 
knüpft dies mehr an das Rechtsstaats-, als an ein ggf. anzunehmendes Kulturstaats-
prinzip an. Ein dem so definierten Leitkulturbegriff  korrespondierender  Kulturstaat 
erschöpfte sich bereits im Rechtsstaatsprädikat, einem so verstandenen Kultur-
staatsprinzip käme keine Eigenständigkeit zu. Und doch erscheint es, die „Zeichen 
der Zeit" deutend, geboten, nach jahrzehntelanger Abstinenz dem Kulturstaats-
gedanken erneut Geltung zu verschaffen  und den Begriff  bei dieser Gelegenheit 
endgültig einer unseligen, politisch motivierten Vereinnahmung zu entreißen.5 Die 
Zuwanderungskommission der CDU ließ sich in ihrem Grundsatzpapier zu Eck-
punkten der Zuwanderungspolitik immerhin dazu herbei, den Begriff  der „Leit-
kultur" wie folgt zu umschreiben: „Unser Ziel muß eine Kultur der Toleranz und 
des Miteinander sein - auf dem Boden unserer Verfassungswerte  und dem Bewußt-
sein der  eigenen Identität.  In diesem Sinne ist es zu verstehen, wenn die Beachtung 
dieser Werte als Leitkultur in Deutschland bezeichnet wird."6 Durch die Formel 
vom „Bewußtsein der eigenen Identität" wird wenigstens ein Fenster geöffnet,  hin 
zu den materiellen Merkmalen deutscher Kultur. 

Nun sind zwar Recht und Staat selbst schon Kulturprodukte, doch kann sich 
die Bedeutung des Kulturstaatsprinzips hierin nicht erschöpfen, da sonst letztlich 
jeder Staat, sofern er existiert und eine Rechtsordnung errichtet oder garantiert, 
Kulturstaat wäre. Deswegen wird man davon ausgehen müssen, daß zwar die 
Verwirklichung von Rechtsstaatlichkeit ein Merkmal der Kulturstaaten im weite-
ren Sinne des Begriffes  bildet,7 daß aber mit Kulturstaatlichkeit im engeren Sinne 
der Verweis auf eine materielle Wirklichkeit jenseits des Rechtsraumes gemeint 
ist, die in diesen hineinwirkt und konkreter Staatlichkeit eine bestimmte Färbung 
vermittelt. Die Anerkennung eines Kulturstaatsprinzips hieße dann so viel wie 
die Anerkennung einer kulturellen Wirklichkeit in ihrer Relevanz für die Kon-

3 Merz  in: Die Welt vom 25. Oktober 2000. 
4 In diesem Sinne bereits Gerber,  Die weltanschaulichen Grundlagen des Staates (Antritts-

vorlesung 1930). 
5 Zur Verkehrung des Kulturbegriffs  zum Kampfbegriff  durch die Nationalliberalen im 

Kulturkampf  Morsey,  Der Kulturkampf in: Essener Gespräche 34 (2000), S. 5 ff. 
6 Kursiv nicht im Original. 
7 Man vergleiche hierzu nur die Rechtsprechung der Bundesgerichte zum Ordre-public-

Vorbehalt im internationalen Recht: BVerfGE 16, 27; Ε 18, 112; Ε 31, 275; B GHZ 86, 240-
255; BGHSt 41, 317-347. 
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kretion des Staates auch über das Maß des im einzelnen rechtlich Positivierbaren 
hinaus. 

Der Versuch der Auffüllung  des Kulturbegriffs  durch verfassungspositive 
Rechtsgehalte (vor allem durch Grundrechte) ist Ausdruck eines Bestrebens, sich 
an der Benennung dessen, was unverkennbar zum geschichtlich gewordenen 
Acquis  eines Kulturraums und seiner Bevölkerung gehört, vorbeizulavieren. Aus 
der Verkennung oder bewußten Ausblendung objektiver Wirklichkeit werden ange-
messene Problemlösungen jedoch schwerlich erwachsen. Dies mit dem Hinweis 
darauf beiseite schieben zu wollen, daß zwischen der Verfassung als Normenwerk 
und der Wirklichkeit immer ein SpannungsVerhältnis8 bestehe und um der norma-
tiven Kraft  der Verfassung willen auch bestehen müsse, wäre wenig hilfreich. Denn 
gerade weil es Kennzeichen aller Kultur ist, einen Primat des Geistes über die 
Materie herstellen zu wollen, geht es darum, dem normativen Willen die  Richtung 
zu geben. Nicht, ob es Normativität geben muß, ist die Frage, sondern worauf sie 
gerichtet zu sein hat. Demnach kann es bei der Herstellung eines kulturellen Wirk-
lichkeitsbezugs nicht um das ungefilterte Hereinholen einer vordergründigen „Rea-
lität" in den Rechtsraum gehen, sondern nur um ein Anknüpfen an kultureller 
Wirklichkeit,  deren Wesen an sich schon durch Normativität gekennzeichnet ist 
und die sog. Realität ihrerseits mehr oder weniger stark oder offensichtlich  prägt, 
gleichwohl aber in ihr verwurzelt ist. 

Der kulturelle Bereich scheint gegenwärtig das letzte verbleibende Politikfeld 
zu sein, auf dem man mitunter seitens politisch Verantwortlicher meint, die natür-
lichen Vorgaben, mit denen ein Gemeinwesen es zu tun hat, ignorieren zu dürfen, 
auf dem m.a.W. der Wirklichkeitsbezug des als Gemeinwesen aufgefaßten  Staates 
mißachtet werden darf.  Kultur ist, wie Reuhl  festgestellt hat, „immer noch eine 
Sonderwelt, die vom Theater über die Schulen bis zum geistigen Kultus reicht, und 
kein zentrales Existenzprinzip von Staat und Gesellschaft, das gegenseitige Ver-
antwortung schafft." 9 Während heute die von wirtschaftlicher  Eigengesetzlich-
keit ausgehenden Forderungen auch von denen gehört und beherzigt werden, die 
in der Vergangenheit aus doktrinären Gründen wenig Neigung hierzu gezeigt 
haben, erscheinen Kultur- und Gesellschaftspolitik nach wie vor als Versuchsfelder 
vor allem auch ideologisch inspirierter Experimentierfreude.  Dies geschieht auf 
Kosten der Wahrnehmung und Berücksichtigung anthropologischer10 und gesell-
schaftswissenschaftlicher  Erkenntnisse. 

Unter den Bedingungen eines spezifischen, in irrationaler Weise von der Vergan-
genheit überschatteten politischen Klimas besteht eine besondere Funktion des 

8 Vergl. Hesse, Die normative Kraft  der Verfassung, S. 5; Hennis,  Verfassung und Verfas-
sungswirklichkeit in: Friedrich  (Hrg.), Verfassung, S. 232. 

9 Reuhl,  Demokratie und Kulturgesellschaft,  JZ 1983, S. 537. 
1 0 Dabei dürften weniger die „Ergebnisse" philosophischer Anthropologie, als vielmehr die 

der vergleichenden Verhaltensforschung,  wie sie von Irnäus  Eibl-Eibesfeldt  angestellt wird, 
maßgeblich sein. Entgegengesetzter Ansicht Nipkow,  Bildung in einer pluralen Welt, S. 179. 

2* 


